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In einem Arbeitspapier legt die 
Bundesärztekammer ihre Sicht über 
das Verhältnis vorsorglicher 
Willensbekundungen in 
Gesundheitsfragen und Erklärungen zur
Organspendebereitschaft dar. Damit
möchte sie Orientierung in einer ethisch
sensiblen Frage bieten. Der bundesweite
Tag der Organspende wird am Samstag,
1. Juni in Essen begangen.

von Bülent Erdogan-Griese

Was tun, wenn ein verunglückter
Patient, dessen Hirntod ver-
mutet oder erwartet wird, so-

wohl eine Patientenverfügung verfasst als
auch einen Organspendeausweis ausge-
füllt hat? Mit dieser Frage hat sich die Bun-
desärztekammer (BÄK) befasst und vor
 einigen Wochen ein ärztliches Dossier
 veröffentlicht. Anhand von drei Fallkon-
stellationen möchte die BÄK Ärztinnen
und Ärzten dieser Patienten eine Richt-
schnur an die Hand geben. Das Rheinische
Ärzteblatt dokumentiert Auszüge aus dem
Papier:

Intensivmedizinische Maßnahmen 
bei vermutetem Hirntod

Liegt der Patient beatmet auf der In-
tensivstation und vermuten die Ärzte, dass
der Hirntod bereits eingetreten ist, stellt
sich die Frage, ob es zulässig ist, die inten-
sivmedizinischen Maßnahmen fortzufüh-
ren, um eine Hirntoddiagnostik und gege-
benenfalls anschließend eine Organspen-
de zu ermöglichen. 

Rechtlich und ethisch ist der Wille des
Patienten maßgeblich. Patientenverfü-
gung und Organspendeerklärung sind
Mittel, den Patientenwillen festzustellen.
Der Patient hat beide Erklärungen ver-
fasst. Daher müssen beide bei der Feststel-
lung des Patientenwillens berücksichtigt
werden. Der in der Patientenverfügung
ausgedrückte Wunsch nach Therapiebe-
grenzung ist mit der Bereitschaft zur
 Organspende und der dafür erforderli-
chen kurzzeitigen Aufrechterhaltung der

Patienten abgeleitet werden, dass er mit
der Fortführung der intensivmedizini-
schen Maßnahmen einverstanden ist. Ei-
ne Entscheidung hierüber ist folglich mit
dem Patientenvertreter (Bevollmächtigter
oder Betreuer) und den Angehörigen des
Patienten zu suchen. Dabei ist auch über
die mit der Fortführung der intensivmedi-
zinischen Maßnahmen verbundenen Risi-
ken aufzuklären. Der Patientenvertreter
hat den Patientenwillen festzustellen und
auf dieser Grundlage zu entscheiden. Der
Patient hat sowohl eine Patientenverfü-
gung als auch eine Organspendeerklärung
verfasst. Daher muss der Patientenvertre-
ter beide Erklärungen bei der Feststellung
des Patientenwillens berücksichtigen.

Reanimation

Erleidet der Patient einen Herzstill-
stand, stellt sich vorrangig die Frage, ob
 eine Reanimation zum Zweck der Be-
handlung und Wiederherstellung der Ge-
sundheit des Patienten indiziert ist und
dem Patientenwillen entspricht. Liegt eine
Organspendeerklärung vor und hat der
Patient in der Patientenverfügung einer
Reanimation widersprochen, stellt sich
die Frage, ob eine Reanimation und Ein-
leitung intensivmedizinischer Maßnah-
men bis zum schwer zu prognostizieren-
den Eintritt des Hirntods zulässig sind.

Ein solches Vorgehen wäre ein erhebli-
cher Eingriff, der nicht von der Organ-
spendeerklärung gedeckt ist, da völlig un-
gewiss ist, ob der Hirntod als Vorausset-
zung für die vom Patienten gewünschte
Organspende eintreten wird. Die Reani-
mation und Einleitung intensivmedizini-
scher Maßnahmen sind daher rechtlich
unzulässig und ethisch nicht vertretbar.

Weitere Informationen

Sie können das „Arbeitspapier zum Verhältnis
von Patientenverfügungen und Organspende-
erklärung“ auf der Homepage der Bundesärzte-
kammer herunterladen. Geben Sie dazu auf der
Internetseite www.baek.de in die Suchmaske
das Wort „Patientenverfügung“ ein.

Vitalfunktionen vereinbar. Die Feststel-
lung des Hirntods stellt eine notwendige
Voraussetzung für eine postmortale Or-
ganspende dar. Die Fortsetzung der inten-
sivmedizinischen Maßnahmen zur Er-
möglichung der Hirntodfeststellung und
einer ggf. sich anschließenden Organ-
spende ist zeitlich eng begrenzt. Aufgrund
der Organspendeerklärung ist davon aus-
zugehen, dass der Patient damit einver-
standen ist. Dieses Vorgehen beachtet
auch den in der Patientenverfügung aus-
gedrückten Willen sterben zu dürfen, weil
die intensivmedizinischen Maßnahmen
nur für den Zeitraum fortgesetzt werden,
der für die Realisierung der vom Patienten
gewünschten Organspende erforderlich
ist.

Eine isolierte Betrachtung der Patien-
tenverfügung ohne Rücksicht auf die Or-
ganspendererklärung würde dem Willen
des Patienten nicht gerecht werden. Die
Organspendeerklärung kann nicht durch
die hypothetische Annahme entkräftet
werden, dass sich der Patient über die Not-
wendigkeit der Fortsetzung intensivmedi-
zinischer Maßnahmen nicht im Klaren
 gewesen sei.

Intensivmedizinische Maßnahmen 
bei erwartetem Hirntod

Eine andere Situation ist gegeben,
wenn der Patient auf der Intensivstation
liegt und die Ärzte vermuten, dass der
Hirntod erst in wenigen Tagen eintreten
wird. Würde dem in der Patientenverfü-
gung dokumentierten Wunsch des Patien-
ten nach Therapiebegrenzung gefolgt,
würde der Patient versterben, bevor der
Hirntod festgestellt ist. Eine Fortführung
der intensivmedizinischen Maßnahmen
zur Realisierung der vom Patienten ge-
wünschten Organspende verlängert den
Sterbeprozess daher nicht nur um den
Zeitraum, der für die Feststellung des
Hirntods und die Durchführung der Or-
ganspende notwendig ist, sondern auch
um den schwer zu prognostizierenden
Zeitraum bis zum Eintritt des Hirntods.

Daher kann in diesen Fällen nicht
schon aus der Organspendeerklärung des
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Organspende und Patientenverfügung:
Nicht automatisch ein Widerspruch


